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Keueſte Tagesnachrichten
Die Abſtimmung der ſtreikenden Straßenbahner in

Berlin hat eine Mehrheit für Fortführung des Streiks
ergeben.

Der Belagerungszuſtand über Hannover
wird am 16. Juli aufgehoben.

Der Eiſenbahnerſtreik in Oberſchleſien
endet.

iſt be

Jn der Nationalverſammlung wird über die
Kriegsfürſorge beraten

7

Die Polen haben die Demarkationslinie
überſchritten und dringen in Litauen vor.

Die Ententeoffenſive gegen die ungariſche
Räterepublik wird in den nächſten Tagen beginnen.
ä”55——-—55JJJ J „Z,ZSZ,Z, 7-=-S=,;,7-=
Steuer- Einziehung bei den Arbeitern

Die unter dieſer Stichzeile in Nr. 335 gebrachten Aus-
führungen ſind angeſichts der Tatſache, daß unſere Steuer-
Milliarden nur von der Volks-Geſamtheit aufgebracht wer
den können, ſo wichtig, daß ich es mir nicht verſagen kann,
auch meinerſeits auf dieſen Gegenſtand einzugehen. Be
reits am 10. Februar 1918 habe ich in einem Artikel „Eine
ſteuertechniſche Unterlaſſungsſünde“ (in Nr. 33 der Tages
zeitung für Nahrungsmittel) folgendes ausgeführt:

„Haben unſere Behörden ſchon daran gedächt, die Ar
beiter öffentlich und zwar fortlaufend darüber aufzuklären,
wieviel Staats- und Gemeindeſteuern auf ſo hohe Einkom-
men entfallen? Daß die Verdienſte der Ehefrauen eben
falls zu verſteuern ſind uſw.?

Aber dieſe Aufklärung allein kann dem Steuerfiskus
noch nicht zu ſeinem Rechte verhelfen, beſonders da die Ar-
beiterſchaft nicht daran gewöhnt iſt, mit ſo hohen Steuer
abgaben zu rechnen. Sämmtliche deutſche Bundes
ſtaaten hätten die Pflicht gehabt und haben fie noch, durch
ſofortige Abänderung der Steuereinziehungsvorſchriften die
Möglichkeit einer fortlaufenden ſofortigen Eintreibung der
Einkommenſteuer zu ſchaffen. Es wäre das einfachſte, durch
ein Kriegsnotgeſetz die Arbeitgeber anzuweiſen, die Steuer
in derſelben Weiſe für den Staat und die Gemeinden ein-
zuziehen, wie es bei der Einziehung der Arbeitnehmer-
Beiträge zur Jnvaliditäts-, Kranken und AngeſtelltenVer-
ficherung ſeit Jahren geſchieht.

Wenn dieſe Vorſichtsmaßregel verabſäumt wird, ſo
werden, wie wir fürchten, ganz gewaltige Steuerſummen
ſpäter „niedergeſchlagen“ werden müſſen, denn wo nichts
mehr iſt, hat der Kaiſer ſein Recht verloren, ganz abgeſehen
von der bedeutenden Mehrarbeit, welche die Einziehung von
Steuerrückſtänden auf dem Wege der Zwangsvollſtreckung
mit h bringen, und dem „böſen Blute“, das ſie machen
würde.“

Man hat dieſen Wink „oben“ nicht beachtek! Nunmehr
wird es aber unumgänglich notwendig ſein, den
Arbeitsertrag an der Quelle zu erfaſſen!

Sind doch die Reichs-, Staats und Gemeindelaſten

a e kvatio auf ein Mehren e egenDaß zahlloſe Arbeiter, die hen hohen Arbeitsverdienſt

um Teil in Sparkaſſenbüchern, Klavieren, Grammophonen,Pelwert uſw. angelegt haben, nicht daran denken, im lau-

ſenden Steuerjahre die auf dem Arbeitsertrage des vorigen
Jahres baſierten Steuern zu zahlen, iſt mir von Steuer-
beamten einwandfrei dargetan worden. Von den künftigen
höheren Steuern werden ſie ſich erſt recht zu „drücken“ ver
ſuchen! Da heißt es zunächſt: „Fiskus, werde hart!“ Stellt
ſo viele Hilfskräfte an, wie nötig iſt, damit gegen die
Drückeberger mit Zwangsvollſtreckung vorgegangen werden
kann! fAlle die ſchönen Sachen, welche ſich die Herren Ar
beiter im Gegenſatze zu dem wirtſchaftlich denkenden
„bourgeois“! von den Sündenlöhnen der Kriegszeit und
der Gegenwart angeſchafft haben, müſſen rückſichtslos ge
pfändet und zugunſten des Steuerfiskus verſteigert werden,
wenn die „werktätige Bevölkerung als Steuerzahler eben-
falls zu dem ſo beliebten „Streik“ greift! Für die Zu
kunft aber heißt es auch hier: principiis obstal Es
können viele Millionen an Steuerverwaltungskoſten jährlich
erſpart werden, wenn die Steuern der Arbeiterſchaft von
dem Arbeitgeber bei der Lohnzahlung in Abzug gebracht
werden! Die Steuerklebemarke iſt ein Poſtulat der Gegen
wartl Und man führe auch gleich eine Ueberſtun-
denmarke ein! Jſt doch die Reichsarbeitsſtunde, die

Dernburg und v agen hat, eineExzellenz erdacht orgeſchl n

kaliſches wie als pädagogiſches, wirtſchaftsethiſches Mittel!
Ohne ſolchen Zwang gewöhnt ſich die Arbeiterſchaft

weder an das Zahlen der ihrem Verdienſte entſprechenden
Steuern, noch an den Gedanken, daß ſie künftig wieder
intenſiver arbeiten muß. Jetzt möchte man auf die Bezeich-
nung „Arbeiter“ am liebſten das alte Charakteriſtikum
„lucus a non lucendo“ anwenden.

Ein Bedenken ſteht freilich der Steuereinziehungs-
marke entgegen: die Sätze der Einkommenſteuer ſind pro-
greſſiv, und das Einkommen der Ehefrau ſowie der un
mündigen Kinder, ſoll dem des Familienoberhauptes hinzu
gerechnet werden; verſteuert jedes Mitglied der Arbeiter-
familie ſein Arbeitseinkommen geſondert, ſo bedeutet dies
eine Minderung des Steuerertrages und eine Benachteili-
gung der ſonſtigen Zenſiten. Dem könnte aber durch ent
ſprechende Zuſchlagsmarken, die der Familienvater bezw.
deſſen Arbeitgeber zu kleben hat, abgeholfen werden. Macht
dies zu große Schwierigkeiten, ſo ſollte der Fiskus lieber
„aus ſozialen Gründen“ auf den aus der progreſſiven
Staffelung der Steuer fließenden Mehrertrag verzichten als
auf die Durchführung des Grundgedankens. Das Ein-
kommen der „Werktätigen“ iſt aus Gründen der Gerechtig-
keit um ſo mehr voll zu erfaſſen, als es, wie in meinem
Artikel „Gloſſen zum Steuerweſen und anderes“
(Nr. 154 der „Halleſchen Zeitung“) dargetan, erzielt wird,
ohne daß die „Ausbildung“ dem Zenſiten erhebliche Koſten
auferlegt hat, wie ſie durchweg erforderlich iſt, damit ein
„bourgeois“ ein halbwegs anſtändiges Einkommen zu er
zielen vermag. Hohe Arbeitslöhneverpflich-
ten zu entſprechenden Steuerleiſtungenk
So verlangt es die „ſoziale Gerechtigkeit“, welche die „Werk-
tätigen“ mit Vorliebe im Munde führen!

Cato major.

Das Reich und die Steuern
Weimar, 14. Juli.

Aus der geſtrigen Beſprechung des Reichsfinanzminiſters
mit den einzelſtaatlichen Finanzminiſtern erfahven wir noch, daß
nach den Vorſchlägen des Reichsfinanzminiſters die direkten
Steuern bis aufs äußerſte zuläſſige Maß durch das Reich
ausgeſchöpft werden müſſen. Dieſer Entſchließung haben
ſich die Finangminiſter der Einzelſtaaten trotz anfänglicher Be
denken nicht verſchließen können. Zuſchläge zur
Reichseinkommenſteuer durch die Staaten und Ge-
meinden ſollen nicht erhoben werden. Es ſoll alſo nur eine

Einkommenſteuer zur Erhebung gelangen, von
der das Reich einen entſprechenden Teil an die Staaten und
Gemeinden abgeben wird. Das Intereſſe des Reiches
an dem ſteuerlichen Einkommen wird bis zu 75 Prozent
zu bemeſſen ſein, iſt alſo ſo groß, daß das Reich auch unbedingt
einen Einfluß auf die Erhebung haben muß. Die
Finanzämter müſſen daher unbedingt auf das Reich
übergehen. Die bisherigen Hoheitsrechte der
Gliedſtgaten werden natürlich durch ſo einſchneidende Maß
nahmen eingeſchränkt. Es wurde aber zum Schluß der
Beſprechung kein Widerſpruch von ſeiten der Gliedſtaaten
dagegen laut. Beſondere Aufmerkſamkeit wird auf die Aus
bildung der Steuerbegmten zu legen ſein. Vor-
bereitende Schritte dazu ſind bereits getan worden. Die Reichs
einkommenſteuer wird dem Parlament erſt im Oktober zugehen.
Jedoch iſt beabſichtigt, die Reichsabgabeordnungj bald der
Nationalverſammlung zu überreichen.

S

Die Abſtimmung in Schleswig
Kopenhagen, 14. Juli.

Miniſterpräſident Zehle hielt geſtern eine Rede über die
Einverleibung Nordſchleswigs in Dänemark und
führte unter anderm aus: Jnnerhalb zehn Tagen nach der Rati-
figierung des Friedensvertrags durch drei Ententemächte müſſen

die Deutſchen beide Abſtimmungszonen geräumit
haben. Jm Laufe der folgenden drei Wochen wird in der erſten
Zone abgeſtimmt. Jnnerhalb weiterer fünf Wochen in der
g weiten Zone. Nach den Abſtimmungen kann die Ver-
waltung derjenigen Gebiete, die für Dänemark geſtimmt haben,
von Dänemark übernommen werden. Sodann wird in
Paris auf der Grundlage der Abſtimmung die Grenze
zwiſchen Dänemark und Deutſchland feſtgeſetzt
und die Oberhoheit desjenigen Teiles Schleswöigs, der
nördlich dieſer Grenze liegt, uns übertragen. Erſt wenn dieſe
Oberhoheit in Schleswig uns von den ſiegreichen Mächten über
tragen iſt, wird ſich die geſetzmäßige Macht des däniſchen Reichs

tages bis zur neuen Grenze erſtrecken. Wir Dänen müſſen
hoffen und wünſchen, daß die auf der Grundlage dieſer Ab-
ſtimmung feſtgeſetzte Grenze mit der Natisnalitäten-
grenz e zwiſchen Deutſchen und Dänen zuſammenfallen
möge, damit das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker
hier ſeinem wahren Werte nach zur Anwendung kommen kann.

Keine Einigung im Berliner Verkehrsſtreik
Das Programm der Nationalverſammlung

Weimar, 14. Juli.
Der Aelteſtenausſchuß der Nationalverſammlung hat heute

abend über die Geſchäftslage und die Geſchäftseinteilung be
raten. Nach der getroffenen Vereinbarung ſoll morgen mittag
die zweite Beratung des Verfaſſungsentwurfs bei den Grund
rechten fortgeſetzt werden. Es iſt beabſichtigt, die zweite Leſung
zu beenden, bevor der Miniſterpräſident das Programm der
neuen Regierung entwickelt. Man hofft, für dieſen Plan die
Zuſtimmung der Regierung zu erhalten. Die endgiltige Ent-
ſcheidung darüber wird erſt morgen mittag bei einer Zuſammen
kunft der Parteiführer mit den Regierungsvertretern fallen.
Sollte die Regierung darauf beſtehen bleiben, ihr Programm
unbedingt am Donnerstag zu entwickeln, ſo ſoll verſucht werden,
durch Vor und Nachmittagsſitzungen die Verfaſſungsvorlage in
zweiter Leſung bis dahin zu verabſchieden.

Die große politiſche Ausſprache, in der der Miniſterpräſi
dent Bauer, ſowie der Reichsminiſter des Auswärtigen,
Müller, ihre programmatiſchen Erklärungen abgeben werden,
wird vorausſichtlich am Don nerstag, den 17. Juli ſtatt
finden.

e

Straßenbahnerſtreißk und kein Ende
Berlin, 14. Juli.

Jn der heute mittag abgehaltenen Verſammlung der
Hochbahner wurden 1226 Stimmen für Fortſetzung
des Streiks, 615 Stimmen für Wiederaufnahme der
Arbeit abgegeben.

Nachdem nunmehr die geſamte Bevölkerung Berlins
einſchließlich Bürger und Arbeiter zwei Wochen lang mit
wahrer Engelsgeduld ſich dem Terror der ſpartakiſtiſchen
Straßenbahner unterwirft, in der Hoffnung, daß dieſem
ſechſten Streik nunmehr eine längere Arbeit s-
pau ſe folgt, wird die endgültige Abſtimmung einen Tag
um den anderen verſchoben.

Wenn die Direktion ſofort 500 Mark an jeden auszahlt,
wird man in Erwägung ziehen, ob die Arbeit wieder auf
genommen werden ſoll. Die verbrecheriſche Faul-
heit ſoll alſo, wie die Deutſche Tagesztg.“
treffend bemerkt, prämiitert werden. Dies würde
bedeuten, daß die Herren für ihre Streiktage täei 25
Mark beanſpruchen, während das arbeitſame Publikum
täglich beinahe ebenſoviel Geld zur Bezahlung der wilden
Fuhrwerke verbraucht, die fich teilweiſe in den Händen der
Straßenbahner befinden. Mit vollſtem Recht könnten dann
dieſe Herrſchaften jeden Monat 14 Tage ſtreiken, weil ſie ja
dann mehr verdienen, als ihnen die Arbeit gebracht haben
würde. Dies iſt dann der von der Sozialdemokra-
tie ſo oft geprieſene Gemeinſinn des drei-
mal heiligen klaſſenbewußten Proletari-
a t s. Bedenken wir doch einmal, daß das Fahrverſonal
monatlich 526 Mark bei freier Kleidung verdient,
dabei ſinken die Preiſe der Lebensmittel täglich um ein be-
deutendes. Hätte man den Straßenbahnern noch vor einem
knappen Dohre geſagt, daß fie ſtatt elf Stunden täglich n u r
acht Stunden arbeiten müſſen, daß ſie ſtatt höchſtens
5 Mark am Tage nunmehr 16 Mark verdienen würden, man
wäre ausgelacht worden. Dieſe Leute haben alſo mehr
als alle anderen Urſache, der Regierung kniefällig
zu danken für die Vergünſtigungen, die ſie ſich nicht
haben träumen laſſen; ſonderbarerweiſe glauben ſie aber
ſchwer betrogen worden zu ſein und fordern und verlangen
das Blaue vom Himmel herunter für ihre doch ſo gänz-
lich untergeordnete Tätigkeit. Die Direktion
der Straßenbahn darf auch nicht das geringſte Zugeftändnis
an die Streikenden machen, da wir ſonſt in ein paar Wochen
genau dasſelbe Elend haben. Der Streik wird in ein paar
Tagen zuſammenbrechen, dies wäre dann eine heilſame
Lehre für die Streikſüchtigen in allen Betrieben, daß die
Streikapoſtel die Arbeiterſchaft in Hunger und Elend
ſtürzen. Deutſchland iſt gerade genug zertrümmert e a
die ewig unzufriedenen Arbeiter es noch weiter in Elend
und Zerrüttung bringen. Es iſt zu erwarten, daß die Di-
rektion jenen Streikhetzern ohne weiteres kündigt. Es gibt
genug anſtändige Menſchen, die glücklich wären, das Gehalt
eines Straßenbahners zu bekommen und die nicht den
egoiſtiſchen Machthunger der Streikleitung beſitzen. Für
die Direktion gilt nur eine Richtſchnur: Keine Verhand
lungen, keine Bewilligungen, ſondern bedingunagsloſe Kapi
tulation.



Die Kuflöſung
des Garde-Kavallerie- Schützenkorps

r Seite, daß die offiziöſe Darſtellung der
bleibt nicht

entfernt
anderer nach Holſtein. Auch der Stab des Korps wird aufgelöſt,

denn gerade desStabes, die eigentlichen Begründer des Korps,
haben die ihnen angebotene Uebernahme in.
die Reichswehr abgelehnt, da ſie bei gewiſſenhafter
Prüfung ſich ſagen mußten, daß die Entfernung der Truppen
des GardeKavallerieSchützenkorps, denen allein die Regierung
ihre Exiſtenz verdankt, einmal ein Akt größter Undankbarkeit
und Ungerechtigkeit darſtellt und des weiteren eine Politik
einleitet, die unweigerlich ins Chaos führt.
Denn die Gefahr von links iſt keineswegs vorüber, und ohne
das GardeKavallerieSchützenkorps wird es auch in abſehbarer
Zeit noch nicht möglich ſein, die Ruhe in Berlin aufrecht
zu erhalten. Die Linksradikalen haben es geſchickt ver
ſtanden, ihre dunklen Machenſchaften zu verdecken, indem ſie das

GardeKavallerieSchützenkorps als den Herd der Gegenrevolution
hinſtellten. Demgegenüber braucht nur auf die wiederholten Er
klärungen des Korps hingewieſen zu werden, daß es ſeine Auf
gabe lediglich darin ſehe, die Regierung zu ſchützen und zu ſtützem.

Allen ordnungs feindlichen Elementen mußte
das Korps allerdings ein Dorn im Auge ſein.
Die Niederwerfung der Januar- und Februarunruhen in Berlin,
die Wiederherſtellung der Ordnung und Ruhe in Braunſchweig,
München und Hamburg ſind Zeichen von der Wirkſamkeit des
GardeKavallerieSchützenkorps. Sie werden in der Geſchichte
der Revolution unvergeßlich bleiben, der Dank der ſpäteren
Geſchlechter iſt den Leuten vom GardeKavallerie-Schützenkorps
ſicher. Mögen nur die jetzigen Machthaber ihren Schritt nicht
bald bereuen.,

Bezeichnend iſt die Aufnahme der Nachricht von der
Auflöſung des Garde-Kavallerie-Schützenkorps in der
„Frei heit“ und im „Vorwärts“. Die „Freiheit“
weiß von Unſtimmigkeiten zwiſchen dem Korps und dem
Generalkommando Lüttwitz zu berichten, enthält ſich aber
jeder hetzeriſchen Bemerkung. Die Auflöſung des Korps
iſt ihr ein Zeichen von der bevorſtehenden
Herrſchaft der Unabhängigen, und das Blatt
bereitet ſich ſchon auf die Rolle des Regierungsorgans vor.
Der „Vorwärts“ dagegen ſchwingt ſich zu der niederträch-
tigen Bemerkung auf, daß die Auflöfung des Korps dem
inneren Frieden förderlich ſein werde. Das iſt der
Dank des Regierungs organs für die Ret-
ter der Regierung.

Der Tollerprozeß
München, 14. Juli.

Vor dem Münchener Stand gericht begann heute
der Hochverr,atsprozeß gegen den Studenten Ernſt
Toller, der in der erſten Räterepublik die Regierungs
gewalt ausübte. Jn der zweiten Räterepublik war er Mit
glied des Aktionsausſchuſſes und Führer der gegen die Re-
gierungstruppen kämpfenden Roten Garde.

Ultimatum an die ungariſche Räteregierung
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

Wien, 13. Juli.
General Franchet-d'Eſpereh richtete an den Ober

kommandierenden der ſſchechoſlowakiſchen Truppen, General
Pelle, ein Telegramm, in dem dieſer angewieſen wird, keine
weiteren Verhandlungen mit der ungariſchen Räterepublik zu
führen und keine ihrer Noten zu beantworten. Wie ferner ver-
lautet, hat General Franchet von der Friedenskonferenz die
weiteſtgehenden Vollmachten zum Vorgehen gegen
Sowjet- Ungarn erhalten. Er wird an die Budapeſter Räte
regierung eine letzte Meldung richten mit der Aufforderung,
ſofort abzudanken und einer vom Volk frei gewählten
Regierung Platz zu machen. Dieſe Note wird kurz befriſtet ſein.
Sollte ihr nicht entſprochen werden, ſo wird die militäriſche
Aktion ſofort aufgenommen werden.

Das Wiener Preſſebureau meldet ferner aus Bukareſt: Die
Truppen der ungariſchen Gegenregierung in Szegedin ſind für
die bevorſtehende Offenſive gegen Sowjer Ungarn in zwei Teile

teilt worden; ein Teil wurde den Rumänen, der zweite den
ranzoſen zugewieſen.,

Rotterdam, 14. Juli.
Aus Hermannſtadt wird gemeldet, daß die Offenſive

der vereinigten rumäniſchen, jugpſlawiſchen, tſchechiſchen und
franzöſiſchen Truppen gegen die ungariſche Räteregie-
rung noch Ende dieſer Woche einſetzen wird. Die ungariſche
a en trifft bereits umfangreiche Defenſivmaß
nahmen.

e t. çkccCkccllC-nCk]

Vom Ueberſeehandel
Aus dem Haag, 14. Juli.

Der niederländiſche Ueberſeetruſt teilt mit daß
alle zwiſchen dem niederländiſchen Ueberſeetruſt und den
aſſoziierten Regierungen getroffenen Uebereinkommen
aufgehoben werden. Ausgenommen davon ſind alle
die Uebereinkommen, kraft deren die finanzielle Stellung
des niederländiſchen Ueberſeetruſts in Amſterdam er
reicht worden iſt. Die Aufhebung dieſer Ueberein-
kommen bedeutet, daß die Kontrahenten des Truſtes ihren
Verpflichtungen enthoben ſind. Nur in einzelnen, ganz be
ſtimmten Fällen beſtehen noch für gewiſſe Parteien Ver
pflichtungen gegenüber dem Ueberſeetruſt, die den
Jntereſſenten beſonders mitgeteilt werden.

Aus London wird gemeldet: Durch die Ratifizierung
des Friedensabkommens wird der Handel mit Deutſchland
mit den Alliierten und Neutralen künftig wieder geſtattet
werden. Der Handel bleibt lediglich den Beſtimmungen
jedes Landes unterworfen mit dem Vorbehalt, daß Schiffe
mit feindlicher Flagge keine Reiſe machen dürfen, zu der ſie nicht
von der alliierten maritimen Waffenſtillſtandskommiſſion er
mächtigt ſind. Die beſchränkenden
für die Schiffahrt

Polniſche Offenſive gegen Litauen

t Tilſit, 14. Juli.Polniſche Legionäre haben die von der Entente ge
zogene Demarkationslinie überſchritten und
dringen in Litauen vor. Ein litauiſches Heer wurde
ihnen entgegengeſtellt. Es iſt bereits zu ſchweren Kämpfen
gekommen. Die litauiſche Regierung fordert alle dienſt-
fähigen Männer zum Eintritt in das Heer auf. Stellen-
weiſe wurden die polniſchen Regimenter zurückgeſchlagen.

Die Streiklage im Reich
Hamburg, 14. Juli.

Nach der kommuniſtiſchen Arbeiterzeitung hat geſtern eine
Verſammlung der Betriebsräte, Funktionäre und Delegierlen
des Deutſchen Metallarbeiter verbandes im Ge-
werkſchaftshauſe wegen der Verhaftung des zweiten Bevollmäch-
tigten Wagner und infolge der Erfolgloſigkeiten der Schritte
zu ſeiner Enthaftung beſchloſſen, den Verbandsmitoliedern für
Dienstag, den 15. Juli einen eintägigen Proteſt
ausſtand zu empfehlen. Die Angeſtellten des Verbandes
führen ein Tagesgehalt zugunſten des Verhafteten ab.

Die Parteileitung der ſozialdemokratiſchen Partei im
Staatsgebiet Groß Hamburg fordert im „Hamburger Echo“ ihre
Mitglieder, auch die Mitglieder des Metallarbeiterverbandes, auf,
der Empfehlung eines eintägigen Ausſtandes
durch den Metallarbeiterverband nicht zu folgen, da es nur
den Gewerkſchaften zuſtehe, über wirtſchaftliche Ausſtände zu
beſtimmen, während es ſich hier um einen politiſchen Aus
ſt an d handle, deſſen Empfehlung für die Gewerkſchaften ſehr
verhängnisvoll werden müſſe.

Kattowitz, 14. Juli.
Der Betrieb in Tarnowitz iſt aufgenvinmen. Der

Eiſenbahnerſtreik iſt beendet.

Die Not der Rentenempfänger
Nationalverſammlung

56. Sitzung.

wurden gleichfalls rückgängig gemacht.

Weimar, 14. Juli,
Am Regierungstiſch: Erzberger, Dr. David.
Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung 3 Uhr 20 Minuten,
Vizepräſident Schulz (Soz.) hat ſein Manda als Vizepräſi

dent niedergelegt, weil er Unterſtaatsſekretär geworden
iſt. Das Haus ſetzt die Beratung über Wahlprü-
fungen fort.

Abg. Dr. Raſchig (Dem.) berichtet über die Wahlen im dritten
Wahlkreiſe, Stadt Berlin. Die Kus dieſem Wahlkreiſe vor
liegenden Proteſte richten ſich gegen die Wahlzettel der Liſte
Scheidemann weil dieſe die fettgedruckte Ueberſchrift „Liſte
der Sozialdemokraten getragen haben. Der Wahlprüfungs

Cophright by Carl Dundker 1918. Nachdruck verboten.)

Das grüne Kuvert
23] Erzählung von Otfried von Hanſtein.

„Kühn aber möglich, wenn auch unwahrſcheinlich, lieber
Kommiſſar. Jch dachte, Sie liebten auch das „Wunder-
bare“ ſonſt nicht.“

„Tue ich auch nicht; ich weiß nur beim beſten Willen
nicht, warum der Mann, nachdem er den Diebſtahl aus
führte, nach Kopenhagen reiſt, abgeſehen davon, daß wir
vorläufig noch keine rechte Erklärung dafür haben, wie es
ihm möglich war, ſich unterwegs oder am Sonntag, in
der ihm ganz unbekannten Stadt, deren Sprache er nicht
einmal verſtand, ein Petſchaft mit dem Siegel des Kom-
merzienrats zu verſchaffen.“

„Das hat er vielleicht ganz ſorgfältig mit einem Wachs
abdruck ſelbſt gemacht. So was kommt auch vor.“

„Bei ganz geriebenen und raffinierten
„Stanislaus Podieski kann ihm ja geholfen haben.

Aber mit der Kopenhagener Reiſe iſt es allerdings ſonder-
bar, obgleich ich auch dafür eine Erklärung habe, Herr Kom-
miſſar, ſogar ohne Jhr „Unterbewußtſein“.“

„Sie meinen?“
„Ganz einfach. Becker iſt ein ziemlich harmloſer

Menſch. Die Podieskis, die ja zweifellos in jedem Fall die
intellektuellen Urheber ſind, hatten ihn vollkommen am

Gängelband. Nun hatte er ihnen das Geld gegeben und
es war ihnen vielleicht läſtig, mit ihm zu teilen. Darum
ſchlugen ſie ihm vor, nicht mit ihnen gemeinſam zu fliehen,
ſondern ruhig nach Kopenhagen zu gehen. Sie machten
ihm klar, daß die Komödie mit dem leeren Scheckformular
in dem Kubvert ſicher gelingen müſſe, daß er, Becker, voll
kommen gerechtfertigt und als Opfer eines Betruges von
dritter Seite heimkehren würde.

Inzwiſchen waren ſie dann über alle Berge und
brauchten den Raub nicht einmal mit dem zu teilen,
ihnen die Kaſtanien aus dem Feuer geholt hatte.“

„Auch das iſt

der

denkbar, Herr Kommiſſar, nur traue ich

dem jungen Mann, der mir durchaus kein Nervenheld zu
ſein ſcheint, nicht zu, daß er eine ſolche Rolle bis zu Ende
geſpielt hätte, wie mich auch jetzt ſein Leugnen und dann
wieder ein gewiſſer Zweifel an ſeiner eigenen Zurechnungs-
fähigkeit ſtutzig macht.“

„Sie haben ſich diesmal nun eben auf das „Unter-
bewußtſein“ feſtgelegt,“ lachte der Landgerichtsrat, „aber
nun wollen wir Schluß machen für heut. Morgen iſt auch
noch ein Tag

„Entſchuldigen, Herr Landgerichtsrat, eine junge
Dame iſt da und bittet dringend, vorgelaſſen zu werden.“

„Um neun Uhr des Nachts? Die iſt wohl ganz von
Gott verlaſſen. Wie heißt ſie denn?“

„Sie ſagt, ſie heiße Grete Hanus und ſie wäre die
Braut des verhafteten Arnold Becker.“

„Sieh da!“
Der Landgerichtsrat wechſelte einen Blick mit dem

Kommiſſar.
„Da wollen wir einmal eine Ausnahme machen. Laſſen

Sie das Fräulein eintreten.“
Gretchen kam herein. Sie hatte ihr einfaches Haus

kleid an und einen Schleier dicht über das Geſicht gezogen,
den ſie jetzt lüftete.

„Mein Herr
Sie wandte ſich an Schlüter, der aber wies mit einer

Bewegung auf den Richter.
„Sie wünſchen zum Herrn Landgerichtsrat.“
Gott ſei Dank, nun wußte ſie doch, wie ſie den Herrn

anreden ſollte.
„Verzeihen Sie, Herr Landgerichtsrat, wenn ich ſo

ſpät noch ſtöre, aber ich möchte Sie recht innig und herzlich
bitten, geſtatten Sie, daß ich nur fünf Minuten mit meinem
Bräutigam ſpreche.“

Sie ſah bildhübſch aus, wie ſie in ihrer kindlichen,
innigen Art ſo bittend daſtand und der Richter hatte tiefes
Mitleid mit ihr.

„Aber, mein Fräulein, das wird jetzt am Abend doch
nicht gut möglich ſein.“

„Herr Landgerichtsrat, ich weiß ja nicht, wie ich es
tragen ſoll. Er iſt nicht ſchuldig, das ſagt mir mein Herz,

Beſtimmungen

ausſſhuß erblickt in der genannten Ueberſchrift kein Kennzeichen
im Sinne des Wahlgeſetzes und hat die Stimmzettel für gültig
erklärt. Die Zahl der früher für ungültig erklärten Stimm-
zettel reicht aber zur Veränderung in der Zahl der Mandars-
träger nicht aus. Deshalb ſchlägt der Wahlprüfungsausſchuß ein
ſtimmig vor, die Wahl für gültig zu erklären.,

Nach kurzer Debatte wird der Ausſchußantrag angenommen.
Präſident Fehrenbach: Jch ſtelle den Herren dringend an

heim, nur die wirklich abſolut notwendigen Reden zu halten und
ſich im übrigen mehr an die Tat der Abſtimmung zu halten. (Leb-
hafte Zuſtimmung.)

Es folgt die Jnterpellation Au er und Gen. (Soz.): „Was
gedenkt die Reichsregierung zu tun, um der ſchreienden Not der
Zivil und h äöhegu ſchnellſtens abzuhelfen

Abg. Meier-Sachſen (Soz.) begründet die Jnterpellation.
Arbeitsminiſter Schlicke: Zweifellos ſind die gegenwärtigen

Rentenbezüge unzureichend, aber für den Augenblick ſind weder
die Verſicherungsträger, da die Zuſchläge bis zum Ablauf des
Jahres 1919 eine Mehrausgabe von 220 Millionen
Mark verurſacht haben, noch das Reich in der Lage, größere
Mittel bereit zu ſtellen. Jch habe daher im Einvernehmen mit
dem Reichsfinanzminiſter die fürſorgebedürftigen Renten-
empfänger auf die Kriegswohlfahrtspflege, an deren
Koſten ja das Reich mit beteiligt iſt, verweiſen müſſen.
Außerdem habe ich die Gemeinden, die zum Teil auf dieſen
Gebieten verſagt haben, noch einmal beſonders anweiſen laſſen,
ihre Pflicht zu tun. Jm übrigen beabſichtige ich ſchon in aller
nächſter Zeit, womöglich noch vor der Vertagung der National
verſammlung einen Geſetzentwurf einzubringen, der den
Pedürfniſſen einer erhöhten Fürſorge für die Renten
empfänger Rechnung trägt. Wie hoch die Leiſtungen künftig be
meſſen werden können, und ob eine Erhöhung ohne gleih
zeitige Erhöhung der Beiträge möglich ſein wird,
unterliegt noch der Prüfung.

Major von Werder: Die geſamte Fürſorgetätigkeit
iſt jetzt auf eine feſte Grundlage geſtellt. Erſt in letzter Zeit ſind
wieder beträchtliche Summen für ſoziale Kriegsbeſchädigten- und Kinterbliebenenfürſorg?, verfügbar
gemacht worden. Die gründliche Reform der Militärver-
orgungsgeſetze iſt in Arbeit und wird mit aller Belege durchgeführt werden. Neben dieſer Reform ſchweben

noch Verhandlungen über verſchiedene andere Maßnahmen, die
einer größeren Anzahl von verſorgungsberechtigten Militär-
perſonen zugute kommen ſollen.

Auf Antrag des Abg. Löbe (Soz.) findet die Beſprechung der
Interpellation ſtatt.

Abg. Gilſing (Ztr.): Es iſt eine Ehrenpflicht des deutſchen
Volkes, die materielle Not von denen fernzuhalten, die dem
Vaterlande die größten Opfer gebracht haben. Vor allem muß
den Kriegsbeſchädigten Arbeit beſchafft werden, und ſie müſſen
vor Entlaſſungen aus der Arbeit geſchützt werden.

Abg. Erkelenz (Dem.): Das Kapitalabfindungs-geſet ſollte nicht bloß ausſchließlich auf den Grund
beſchtz zugeſchnitten bleiben. Auch eine Entſchädigung der
Kriegsgefangenen, ebenſo eine Erhöhung der Entſchädi-
gung für die Veteranen der früheren Kriege iſt wünſchenswert.

Abg. Behrens (Dtſchnatl.) Die Entſchädigungs-
frage iſt keine Parteiſache. Sie muß ein BVekennt-
nis der Nationalverſammlung für eine ausreichende und ange
meſſene Verſorgung der HKriegsbeſchädigten wer-
den. Das damit angeſcſhnittene Gebiet iſt aber ſo weitläufig, daß
wir eigentlich nur den grundſätzlichen Zu ſtimmungen für
dieſe Beſtrebungen Ausdruck geben können. Wir haben unſerer
ſeits eine neue Regelung der Entſchädigungs-
frage bereits vor längerer Zeit, zuletzt noch im Februar dieſes
Jahres angeregt, allerdings ohne bei der Regierung Gegen
liebe zu finden. Die gute alte Zeit des alten Regimes, ſo darf
man jetzt wohl ſagen, verſprach uns wohl ein ſolches Geſetz, aber
es iſt bis heute us geblieben. Jedenfalls muß dieſer Zu
ſtand durch ein Geſetz, nicht durch eine bloße Verordnung Le
regelt werden. Das beſte wäre freilich geweſen, das Geſetz noch
vor Abſchluß des Friedensvertrages fertig zu
machen, damit unſere früheren Feinde nicht Gelegenheit
haben, ſich in die Rentenfeſtſetzungen unſerer Krieger
einzumiſchen, Zeit genug wäre zwiſchen Oſtern und Pfingſten

en.S Winnefeld (Dtſchnatl.): Die während des Krieges ein

getretenen Lohnverſchiebungen machen auch eine Aenderung
der Renten erforderlich.

Abg. Frau Reize (Soz.): Das Vaterland hat die Ver
pflichtung, gerade über die Hinterbliebens en unſerer
gefallenen Krieger ſeine hütende Hand zu breiten. Das Gleiche
gilt von den Kriegsbeſchädigten. Was wir ihnen zu
geben vermögen, macht nur ein Geringes deſſen aus, was ſie uns
gegeben haben. (Lebhafter Beifall.)

Damit iſt die Beſprechung der Interpellation erledigt.
Nach Erledigung einer Reihe kleiner Vorlagen wird die

Sitzung um 738 Uhr geſchloſſen.
Nächſte Sitzung Dienstag vormittag 936 Uhr: Anfragen,

Wahl eines Vizepräſidenten der Natkional-
verſammlung und Verfaſſungsentwurf.

und nun haben ihn alle verlaſſen. Sogar mein Bruder,
der ſich ſonſt ſeinen beſten Freund nannte. Herr Land-
gerichtsrat, und ich glaube, es iſt auch für Sie gut, wenn
Sie es mir erlauben. Mir ſagt er die Wahrheit ich weiß
es ſofort, ob er ſchuldig iſt oder nicht. Sie können ja dabei
bleiben. Ach, lieber Herr Landgerichtsrat

Da miſchte ſich Schlüter ein:
„Wenn ich mir ein Wort erlauben darf. Vielleicht hat

das kleine Fräulein Recht. Eine große Gemütsbewegung
„Gerichtsdiener.“
„Herr Landgerichtsrat?“
„Holen Sie den Unterſuchungsgefangenen

Becker, Zelle 117, hierher.“
„Sehr wohl.“

„Sie ſehen, mein liebes Fräulein, ich tue, was ich eigent
lich gar nicht verantworten kann. Abernatürlich muß die
Unterredung in unſerer Gegenwart ſtattfinden und darf nur
wenige Minuten dauern. Treten Sie bitte einſtweilen in
das Nebenzimmer, bis ich Sie rufe.“

Mit einem dankbaren Blick, zu Worten war ſie fvig,
ging Gretchen hinaus. Bald darauf wurde Arnold herein-
geführt. Er war bleich und ſein Auge hatte einen unſteten,
flackernden Glanz.

„Becker, ich habe Sie holen laſſen, weil eine Dame
dringend verlangt, Sie zu ſprechen.“

Er ſah ihn ſcharf an, und auch Schlüter beobachtete
ſeine Züge.

„Jawohl, Fräulein Wanda Podieski.“
Er runzelte die Stirn, ſagte aber ſonſt ganz ruhig.
„Jch bitte, erſparen Sie mir das. Was will die Perſon

We mir. Jch ſagte Jhnen doch, daß ich mit ihr gebrochen
abe.“

„Nein, nein, es iſt ja eine andere. Fräulein Hanus
darf ich bitten

Sie blieb in der Tür ſtehen und

Arnold

Gretchen trat ein.
preßte ihre Hände auf das Herz. Arnold ſtand einen Augen-
blick mit weit aufgeriſſenen Augen und ſtarrte ſie an, als ſei
ſie ein Geiſt.

„Gretchen Gretchen Du Du kommſt zu mir?“
(Fortſetzung folgt.
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Die Politik im Rathauſe
Der Schuletat Sturm auf die Kaiſerbilder Läſterung der Hohenzollern

Halle, den 14. Juli.
Nach Eröffnung der Sißung verlieſt der Vorſihende die ein

gegangenen Geſuche. Der Volksbund zum Schutze der Kriegs-und Le efangenen bittet um Ausſchmüung der Bahnhofshalle

traßen; das Geſuch wird dem Haushaltsausſchuß über-
wieſen, desgleichen eine Eingabe des Bauarbeiterverbandes um

eine Kontrolle der Bauten. Die übrigen Anträge werden einſt-
weilen zurückgeſtellt, und es wird nunmehr in die Tagesordnung
eingetreten. Punkt 1 und 2 betr. Erhöhung der Gas und
Waſſergebühren werden in der bereits vom Haushalts-
ausſchuß angenommenen Form ohne jede Debatte genehmigt.

Im Anſchluß an Punkt 2 wird von der ſozialdemokratiſchen
Fraktion folgender Antrag eingebracht

„Der Magiſtrat wird erſucht, Maßnahmen zu treffen, die
verhindern, daß die Hausbeſitzerr den Mietern Rückver-
gütungen für das Waſſergeld abfordern, die ihretatſächlichen Aufwendungen weit überſchreiten. Das kann er
reicht werden durch entſprechende Vorſchriften entweder in der
Ordnung betreffend die Erhebung der Gebühren für Be
nutzung der ſtädtiſchen Waſſerleitung vom 17. Mai 1897, oder
auf Grund der Bundesratsverordnungen über die Miets-
einigungsämter und das Wohnungsweſen (vom 28. Sept. 1918
uſw.) oder durch beides.“

In der Begründung des Antrags weiſt Stadtv. Kleeis
(Soz.) darauf hin, daß die Hausbeſiter in den letzten Jahren,
auch während des Krieges, die Mieten ſtändig geſteigert haben,
und ſchlägt vor, entweder in die Waſſergebührenordnung eine
dahingehende Beſtimmung aufzunehmen, daß die Hausbeſitzer

keine höhere Entſchädigung von den Mietern verlangen dürfen,
als ſie ſelbſt für die Waſſerſteuer zu bezahlen haben oder dieſe
Angelegenheit durch das Mietseinigungsamt regeln zu laſſen.
Stadtv. Keil (Dem.) hält die Aufnahme ein derartigen Be
ſtimmung in die Waſſergebührenordnung nicht für zuläſſig, da
dieſe lediglich das Verhältnis zwiſchen Stadt und Konſumenten
behandelt, erklärt dagegen in dieſer Frage das Mietseinigungs-
amt für zuſtändig. Außerdem iſt es auch für den Hausbeſiser
ſchwierig, feſtzuſtellen, wieviel Waſſer der einzelne Mieter ver
braucht. Redner iſt daher für Ueberweiſung des Antrags an
den Rechts- und Verfaſſungsausſchuß. Stadtv. Hilde-
brandt (Unabh.) beantragt mit Rückſicht auf die genehmigte
Erhöhung der Waſſergebühren ſofortige Entſcheidung, zieht dann
aber auf den Einwand des Stadtv. Borges (Dem.), daß durch
derartige Anträge die Tagesordnung nur belaſtet werde, ſeinen
Antrag zurück und erſucht um Ueberweiſung des Antrags Kleeis
an den Magiſtrat; die Akſtimmung entſcheidet für Ueberweiſung
an den Rechts und Verfaſſungsausſchuß.

Ueber den Antrag auf
Ergänzung der Theaterdeputation

berichtet Stadtv. Bundt (Deutſchnat.). Nachdem an Stelle
eines Direktors des Stadttheaters ein Jntendant getreten iſt,
macht ſich auch eine neue Zuſammenſetzung der Theaterdepu-
tation notwendig. Jn dieſe vornehmlich Fachleute zu wählen,
iſt die Meinung der weiteſten Kreiſe unſerer Stadtverordneten
Redner befürwortet Annahme des bereits im Theaterausſchuß
genehmigten Antrags, was auch ohne jede Beſprechung geſchieht.

Es folgt dann ein Antrag auf Aenderung der Hundeſteuer-
ordnung, nach der Hunde, die von Kriegsblinden zu ihrer
Unterſtützung gehalten werden, ſteuerfrei ſein ſollen. Stadtv.
Vrettſchneider beantragt, dieſe Beſtimmung auf alle
Blinde auszudehnen. Stadtbaurat Wurm warnt davor, den
Antrag in dieſer Form anzunehmen, da ja dann auch ein blinder
Millionär ſteuerfrei ſei. Schließlich einigte man ſich dahin, daß
r rfretheit ſich nur auf unbemittelte Blinde erſtrecken

rf.
Der Antrag der demokratiſchen Stadtverordnetenfraktion,

unter Abänderung der im Jahre 1912 getroffenen Vereinbarung
den penſionierten Polizeibeamten die Uniformen ſo lange zu be
laſſen, bis wieder normale Zeiten eingetreten ſind, wird ange
nommen, nachdem ein Antrag von unabhängiger Seite, dieſe
Beſtimmung auf alle Beamte, die ein Recht auf Entſchädigung
für ihre Uniform beſäßen, zu erweitern, zurückgezogen worden

Der Beſchluß des Magiſtrats, den Steuer-, Gebühren-
erhebern und Boten zur Selbſtbeſchaffung der Dienſtkleidung
für das Etatsjahr 1919 einen Betrag von je 200 M. unter
Anrechnung der bereits gezahlten Beträge zu bewilligen und
die Mehrkoſten aus den betr. Etatspoſitionen zu entnehmen,
wird einſtimmig genehmigt.

Den Bericht über die Verteilung der Zinſen des Schmidt-
ſchen Legats gibt Stadtv. Kleeis. Er führt darüber Klage,
daß Halle in der Haus und Krankenpflege weit hinter anderen
Städten zurückſtehe und bittet um Aufklärung dieſes Zuſtandes.
Frau Stadtv. Krüger (Unabh.) tritt dafür ein, daß eine Möglich-
keit geſchaffen wird, daß auch Pflegerinnen für Unbemittelte
zur Verfügung ſtehen. Es wird beſchloſſen, die Angelegenheit
dem Haushaltsausſchuß zur Prüfung zu überweiſen. Schließ-
lich wird der Vorſchlag des Magiſtrats angenommen, die im
Rechnungsjahre 1918 aufgekommenen Zinſen des für hieſige

Vohltätigkeitsanſtalten beſtimmten Schmidtſchen Legatenfonds
im Betrage von 1125 M. wie folgt zu verteilen: Krüppel-, Heil-
und Bildungsverein für den Regierungsbezirk Merſeburg 500 M.,
Hauspflege- Kommiſſion des Deutſch- Evangeliſchen Frauen
bundes Ortsgruppe Halle 625 M.

Ebenſo wird der Haushaltsplan der Bethcke-Lehmann-Stif-
tung ohne weitere Debatte genehmigt.

Der Antrag des Stadtv. Oſterburg (Unabh.), vor Ein
tritt in den neuen Haushaltsplan eine allgemeine Beſprechung
vorausgehen zu laſſen, wird von ſämtlichen Fraktionen abgelehnt.

Der Haushaltsplan für 1919.
Der Etat des Schlacht- und Viehhofs wird einſtimmig ge-

nehmigt. Der Berichterſtatter, Stadtv. Gelhaar, weiſt da
rauf hin, daß es trotz der infolge der Erhöhung der Gebühren
geſtiegenen Einnahme nicht möglich geweſen iſt, irgendwelche Be-
träge an die Stadt abzuführen. Der neue Etat würde wohl
ziemlich ungünſtig abſchließen, da zurzeit kaum nennenswerte
Einnahmen aus den Gebühren erzielt werden.

Der Haushaltsplan der ſtädtiſchen Friedhofsverwal-
tung, der mit 610 000 M. in Ein und Ausgaben abſchließt,
wird gleichfalls genehmigt Referent Stadtv. Oſterburg).
Der im Anſchluß hieran vom Stadtv. Bock (Unabh.) eingebrachte
Antrag auf Anweiſung der Sozialiſierungskommiſſion, die Ver-
ſtadtlichung des Begräbnisweſens vorzubereiten, wird ange
nommen, desgleichen der Haushaltsplan der Grube Karl Ernſt.

Es folgt dann die

Beſprechung der Schuletats.
Ueber die höheren Schulen berichtet Stadtv. Ho s (Dem.),

ohne daß ſich an ſeine Ausführungen eine Beſprechung anſchließt.
Nach dem Bericht des Stadtv. Splett über die mittleren und
Volksſchulen meldet ſich Stadtv. Wilke (Soz.) zum Wort. Er

ie kolkegiale Schul
leitung, durch die über 33 000 M. erſpart würden. Daß ein
Volksſchüler die Stadt 100 M., ein Schüler der Hilfsſchule aber
237 M. koſte, ſei nicht zu vechtfertigen; außerdem könnten bei
dem gleichen Unterrichtsverfahren über 46 000 M. erſpart wer
den. Ferner führt Redner noch an, daß ein Schüler der katho
liſchen Volksſchule 16 M. mehr Koſten verurſacht als ein
Schüler der liſchen Volksſchulen und daß in der Grund

Brendel daß die Einfüh

langſam vorwärtsgehen.

rung der kollegialen Schulleitung die Abſchaffung der Rektoren
bedeute. Dies iſt Sache der Zentralregierung, nicht der Stadt
verordneten. Den Janormalen Kindern eine weniger ſorgfältige
Ausbildung als bisher zu geben, um Geld zu ſparen, heißt ihnen
das Glück nehmen, ſich als Menſch zu fühlen. Den Vorwurf,
daß in den Aufnahmeklaſſen ungeeignete Lehrer unterrichteten,
weiſt Redner zurück. Er hat vielmehr ſtets veranlaßt, daß ge
a für dieſe Klaſſen beſonders erprobte Lehrkräfte gewählt
werden.

Stadtv. Koenen: Die Minderbemittelten ſind gleichfalls
Opfer der jetzigen ſozialen Redner kündigt an, daß
die ausführlichere Ausſpra und die Wünſche ſeiner Fraktion
für den eigentlichen Lehrplan der Schule für das Kapitel Volks-
ſchule vorbehalten bleiben. Stadtv. Splett macht einige
pädagogiſche Einwendungen zu den Ausführungen des Stadtv.
Wilke. Die eigentliche Schwierigkeit für die Grundſchule iſt die
ungleiche Zuſammenſetzung der Schüler nach ihrer Vorerziehung
im Elternhauſe, ein Hemmnis, das beſonders in den erſten vier
bis fünf n ſehr ſtark auf den Unterricht einwirkt. Zur
Linken des L. auſes gewendet: Sie würden ſich ein großes Ver-
dienſt erwerben, wenn Sie in der Preſſe, in Verſammlungen
uſw. das Jntereſſe an der Arbeit der Schule in Jhren Kreiſen
mehr weckten. Redner weiſt darauf hin, daß der Unterricht in
den Unterklaſſen eine große Selbſtverleugnung vorausſetzt.
Stadtv. Bundt: Den Wünſchen des Stadtv. Wilke ſtehen auch
wichtige ſoziale Bedenken entgegen. Die geiſtige Aermlichkeit iſt
keineswegs ein Vorbehalt der ärmeren Klaſſe, ſie iſt auch in den
anderen Volksſchichten bei den Kindern häufig vorhanden. Für
den Unterricht der Hilfsſchüler ſind ſelbſtverſtändlich größere
Mittel notwendig. Die Beſchränkung der Hilfsſchule wäre ein
beträchtlicher pädagogiſcher Rückſchritt. Stadtv. Splett:
Die äußere Schulform, die die Kinder verſchiedenſter Kreiſe
näher zuſammenrückt, bringt die ſoziale Annäherung auch nicht.
Nirgends ſtehen die Menſchen ſich ſo fern, als wo ſie, wie z. B.
in Berlin, am nächſten beieinanderſitzen. Die Kindergärten ſind
auch nur ein Notbehelf.. Geſtalten Sie die ſozialen Verhältniſſe
ſo, daß die Mütter wieder Hausfrauen werden;
dann iſt vieles gebeſſert. Jch hoffe, daß die gegenwärtige Ar-
beitslage dieſe Aenderung fördern wird.

Bei dem nächſten Kapitel: „Evangeliſche Volksſchule“ wird
aus der Verſammlung bemerkt, daß gegenwärtig 45 Lehrer-
ſtellen in der Volksſchule unbeſetzt ſind. Jm
Intereſſe des geregelten Schulbetriebes wird das bedauert. Ein
Redner fragt weiter, wieviel techniſche Lehrerinnen noch
wiſſenſchaftlichen Unterricht geben. Stadtſchul-
rat Brendel: Wir müſſen bei der Wiederbeſetzung der Stellen

Es gibt überdies augenblicklich keine
Wohnungen für zuziehende Lehrer. Wiſſenſchaft
licher Unterricht von techniſchen Lehrerinnen wird leider noch
häufig gegeben, die Lehrerinnen haben aber durch außer-
gewöhnlichen Fleiß in der Praxis das nachgeholt, was Jhnen an
den einſchlägigen Kenntniſſen fehlt.

Stadtv. Koenen richtete einige grundſätzliche Fragen an
den Stadtſchulvat. Wie ſtark wird die Frequenz der Grund-
ſchule ſein? Wie iſt es mit den Schulbauten uſw. beſtellt? Wes-
halb ſind die Lehrpläne noch nicht geändert worden? Jn den
Lehrbüchern befindet ſich noch vieles, was vorrevolutionär iſt.
Weshalb iſt nicht wenigſtens eine Anweiſung dahin ergangen,
daß jetzt gewiſſe Gegenſtände aus den Lehrbüchern entfernt
werden? Der Etat enthält ferner den Poſten „Ausſchmückung. der
Schule für Feſte“. Welche Feſte ſind damit gemeint? Redner
bringt ferner folgende allgemeine Forderungen vor: Die Unent-
geltlichkeit der Lehrmittel für Minderbemittelte, für die nur
17 000 Mark im Etat vorgeſehen ſind. Ferner ſoll das unent-
geltliche Frühſtück für Minderbemittelte erweitert werden. Stadt
ſchulrat Brendel: Die Frequenz der Volksſchule wird in den
nächſten Jahren von ganz allein heruntergehen. Früher galt
folgender Satz: Jn den Aufnahmeklaſſen werden nicht mehr als
50, in den weiteren nicht mehr als 55 Schüler unterrichtet.
Betr. die Lehrpläne führt Redner aus: Die gewünſchten Aende-
rungen laſſen ſich nicht übers Knie brechen. Sofort nach den
Sommerferien wird ſich eine Kommiſſion mit der Sache befaſſen.
Jm Lehrplan der Aufnahmeklaſſe wird jedenfalls nicht viel ge
ändert werden. Der Poſten für Ausſchmückung der Schule be-
zieht ſich auf die Schulentlaſſungsfeiern, die Feier des 1. Mai uſw.
Die Bedürfniſſe nach unentgeltlichen Lehrmitteln ſind mit der
Zeit geringer geworden, und da die Anſprüche zurückgingen,
konnte auch der Etatpoſten niedriger bemeſſen werden. Die er
weiterte Zuteilung unentgeltlichen Frühſtücks ſcheitert an der
Schwierigkeit der Lebensmitelbeſchaffung.

Stadtv. Bock: Auch die Schulfrage iſt, genau betrachtet,
eine Machtfrage. rüher ging die geſamte Schulfrage
lediglich darauf hingus, den Hohenzollern brave und getreue
Untertanen zu erziehen. Wenn man geſagt hat, die Schlacht bei
Sadowa habe der preußiſche Schulmeiſter gewonnen, ſo kann
man ebenſo gut ſagen, der Weltkrieg ſei durch den preußiſchen
Schulmeiſter verloren gegangen. Die republikaniſchen Staaten
mit ihren freiheitlichen Schulen waren uns überlegen. So-
lange die Mehrheitsſozialiſten mit dem Zentrum in den Schul
fragen einen Kompromiß einhalten müſſen, iſt keine Beſſerung
zu erwarten. Zu dem Poſten des Etats: Ausſchmückung
der Schulen gehören auch

die Kaiſerbilder in den Schulen
Jch habe neulich in einer hieſigen Schule in einer Verſammlung
Mißſtimmung erregt, weil ich von der Perſon Wilhelms II., der
im Bilde an der Wand hing, nicht mit der gebührenden Hoch-
achtung ſprach. Das zeigt mir, wie in vielen Kreiſen der Geiſt
der neuen Zeit noch ſehr wenig tief begriffen worden iſt. Man
denkt auch vielleicht, daß man das Bild lieber noch hängen läßt,
weil er vielleicht doch noch bald einmal wieder kommt. Meinen
Sie, wenn heute das alte Regime wiederkäme, man würde die
Bilder Marxs und Laſalles in den Schulen dulden? Es iſt be
ſchämend, daß die Kaiſerbilder nach der Umwälzung noch an
ihren alten Plätzen in den Schulen hängen. Jch ſtellte fol-
genden Antraga:

„Die Verſammlung möge beſchließen, den Magiſtrat zu
erſuchen, die Kriegs- und Hohenzollernbilder ſo
bald wie möglich aus ſämtlichen Schulen zu entfernen.“

Stadtv. Splett: Herr Koll. Bock verurteilt es, die Schul
fragen als Machtfragen zu behandeln. Jch werde mir erlauben,
ihn im Verlaufe der ſpäteren Debatten häufiger daran zu er-
innern. Stadtv. Oſterburg: Die Hohenzollernfamilie hat
es wahrlich nicht verdient, daß ſie in den Schulen ſo verherrlicht
wird. (Lebh. Widerſpruch rechts.) Nein, in dieſem Punkte
werden Sie uns folgen müſſen. Wir laſſen unſere Kinder nicht
in der alten Geſchichtsklitterung unterrichten. Es ſind unſere
Kinder, nicht Jhre! Wir werden Mittel und Wege finden, das
mit aller Macht durchzuſetzen. Und wenn der Herr Stadtſchul-
rat nicht will, wie wir es wollen, ſo werden wir wiſſen, was wir
zu tun haben mit ihm.

Stadtv. Manſchewski (Demokrat) tritt den Vorrednern
entgegen und erklärt namens ſeiner Parteifreunde, gegen den
Antrag ſtimmen zu wollen. Stadtv. Koe nen Bei Regie-
rungszeiten Wilhelms II. hätte eine Verherrlichung der Hohen
zollern und ihrer Verdienſte Sinn gehabt. Das hat ſie jetzt nicht
mehr. Die Herren Demokraten mögen ſich nicht von reaktio-
nären Gefühlen einlullen laſſen, ſondern auf ihr, demokratiſches
Herg hören. Jn der Kommiſſion zur Reformierung des Lehr

planes ſitzen die reaktionärſten Schulrektoren.
nicht dulden.
ſchichte
wenn ſie wollen. Jn der Schule ſollen lediglich die Realien ge
lehrt werden.

Stadtv. Schrader
hat es als beſchämend bezeichnet,

Solche Dinge wie Religion und Hohenzollernge-
können die Eltern den Kindern zu Hauſe beibringen,

(Deutſchnational): Der Stadtv. Bock
daß die Kaiſgzrbilder noch in

den Schulen hängen, Stadtv. Oſterburg hat die Verherrlichung
der Hohenzollern als unverdient bezeichnet. Ein Zuruf hat den
Kaiſer als Verbrecher bezeichnet. Jch bedauere es aufs
tiefſte, daß ſo e:was in dieſem Saale geſchieht. Schonen Sie die
Gefühle der Andersdenkenden. Was die Hohenzollern in ihrer
509 jährigen Regierung für dieſes Land geleiſtet haben, kann
niemals aus den Tafeln der Geſchichte ausgelöſcht werden. Wir
wollen ſehen, wer mehr lerſtet, die Hohenzollern und ihre Herr
ſchaft oder die Republik,

Stadto Vock: Wir bekämpfen nicht die einzelnen Männer,
ſondern das Syſtem, das es ermöglicht, daß ſelbſt Geiſteskrunke
auf den Thron kommen lönnen. Daß Wilhelm II. eine ſorche
Stellung einnahm, wie er es tat, das zag an ſeinem Hofſtaat.
Redner erzählt mehrere Vor mmniſſe aus dem perſön. ichen
Leben Kaiſer Wilbelmns.

Stadtſchulrat Brendel: Herr Oſterburg hat mir ge
droht; ich erkläre, daß ich auf ſolche Drohungen grundſätzlich
nichts gebe. Jh handle nach meiner Ueberzeugung, und
von der bringt mich niemand ab. Und wenn es Jhnen nicht
gefällt, was ich tue, dann gehe ich. Jch darf es von mir ke
haupten, daß ich alle meine letzte Kraft für das Schulweſen
der Stadt eingeſetzt habe; meine letzten Gedanken des Abends,
und meine erſten des Morgens galten der Schule. Drohungen
können mich nicht irre machen.

Stadtv. Carlsſon: Die Jagd auf die Kaiſerbilder iſt eine
unwürdige Bilderſtürmerei, ſelbſt in Gemeinden mit
ſozialiſtiſchen Mehrheiten iſt dieſer Antrag abgelehnt worden.
Glauben Sie, daß Sie die Erinnerung an die große Zeit aus
den Herzen der Jugend reißen, wenn Sie die Bilder der
Heerführer von der Wand nehmen? Was Herr Vock über den
Kaiſer erzählte, bezeichnet man ſonſt als Klatſch. Ein Urteil
über die Hohenzollern za fällen, iſt eine StadtverordnetenVer
ſammlung wobl kaum lerufen. Auch ich bitte Sie, ſchonen Sie
unſere Gefüh:e. Es iſt nicht würdig, einem Unglücklichen wie
dem Kaiſer noch einen Tritt zu geben. Selbſt der Kultus-
Miniſter Häniſch hat angeordnet, daß Bilder, wo ſie einmal
hängen, nicht abgenemmen werden ſollen.

Stadto. Zriegler (Deutſchnational): Nachdem die Schul
debatte wiederum auf rein politiſches Gebiet geführt hat, be
antrage ich Schluß der Ausſprache. Der Antrag wird
abgelehnt.

Stadtv. Knauth äußert ſeine Anſicht über die künſtleriſche
Wertloſigkeit der Kaiſerbilder, Büſten und Denkmäler.

Stadtv. Herzfeld (Dem.): Jch bin ſtets ein Feind des
Perſonenkultus geweſen. Man hätte früher vielleicht weniger
Kaiſerbilder aufhängen ſollen. Nicht die Leſebücher ſoll man
ändern, ſondern die Lehrer ſoll man dazu anhalten, dem Ge-
ſchichtsunterricht einen neuen Jnhalt zu geben. Der Antrag Bock
in ſeiner Allgemeinheit iſt nicht zu unterſtützen. Ein Bild
Friedrichs des Großen wird man in den Schulen wohl dulden kön
nen. Eine andere Frage iſt die, oh die Bilder Wilhelms II. indie Klaſſen gehören. Wenn er als Repräſentant des herrſchenden
Regimes dort hängt, ſo iſt das nicht mehr angebracht. Der An
trag bedarf jedenfalls der Durchprüfung.

Ein zweiter Antrag Ziegler (Deutſchnatl.) auf Schluß der
politiſchen Debatte wird angenommen.

Der Antrag Bock findet bei der Abſtimmung
Annahme. (Fortſ. folgt.

Aufhebung des Bezugsſcheins
Jm Kabinett iſt beſchloſſen worden, die im Beſitz des Reichs

befindlichen Textilrohſtoffe und r nſchleunigſt auszuſchütten und die Waren teils dem freien
Handel zuzuführen, keils die notleidende Bevölkerung damit zu
verſorgen. Ein Reichszuſchuß für die bürgerliche Bevölkerung
kommt, wie gegenüber unrichtigen Preſſemeldungen feſtzuſtellen
iſt, bei der geſpannten Reichsfinanzlage nicht in Frage. Dagegen
wird das Reich die Reichs-Textil-A.“G. anweiſen, für 300
Millionen Mark preiswerter Textilien für rückkehrende Krieger,
Minderbemittelte uſw. neu zu beſchaffen. Dieſer Betrag reicht
für eine durchgehende allgemeine Verſorgung nicht aus; es wird
aber damit gerechnet, daß die Bevölkerung ſich noch anderweit
eindecken kann. Die ReichsTextilA.-G. ſoll in Kürze liqui-
diert werden, während die Reichsbekleidungsſtelle nach der in den
nächſten Tagen bevorſtehenden Aufhebung des Bezugs-
ſcheins ihre Tätigkeit auf die Textil-Notſtandsverſorgung be
ſchränkt.

Nachrichten
Freigabe von Heeresbeſtänden. Die Beſtände der e

und Marineverwaltung an Stoffen und Textilien werden in
allernächſter Zeit, nachdem die Blockade aufgehoben iſt, frei
gegeben und den ſtaatlichen Verteilungsſtellen zugeführt
Die Waren werden zu verhältnismäßig billigen Preiſen verkauft
werden und ſomit eine Senkung der übrigen im freien Handel
beziehbaren Fabrikate herbeiführen.

th. Geſetzliche Regelung des Achtſtundentages. Die Ein
führung des AchtſtundenArbeitstages hat in manchen Betrieben
zu Schwierigkeiten geführt. Die Feichsregierung egdfrehtigt,
dieſe Schwierigkeiten durch ein Geſetz zu regeln, daß auch den
handwerksmäßigen Betrieben und der Lehrlingsausbildung
Rechnung trägt.

Staatliche Entſchädigungen im beſetzten Gebiet. Die Staats
regierung hat für Entſchädigungen im beſetzten linksrheiniſchen
Gebiet bis jetzt 200 Millionen Mark bewilligt, 159 Millionen
Mark ſind bereits ausgezahlt worden.

Ein deutſches Denkmal in der Schweiz. Am Sonnabend
vormittag wurde in Luzern auf dem Friedhof Friedenstal ein
von Profeſſor Gaul-Berlin geſchaffenes Denkmal für die ver
ſtorbenen deutſchen Jnternierten feierlichſt eingeweiht.

Der Dampfer „Prinzeß Matoyka“ mit etwa 1600 aus
Amerika vertriebenen Deutſchen an Bord iſt am 14. Juli in
Rotterdam eingetroffen.

Der Landarbeiterſtreik. 3000 Landarbeiter des Landkreiſes
Bielefeld traten in den Ausſtand.

Die „Senne“ als Wieſenland. Der Kreis Paderborn plant
die Urbarmachung von 3000 Morgen des Truppenübungsplatzes
Senne zu Wieſenland, um den Viehbeſtand zu vergrößern und
den Kreis beſſer mit Milch und Fett zu verſorgen.

Der Tarifſchiedsſpruch abgelehnt. Laut Mitteilung des All
gemeinen Verbandes der deutſchen Bankbeamten iſt der Tarif-
ſchiedsſpruch in den BVetriebsverſammlungen abgelehnt und die
Forderung einer Entſchuldungsſumme von 1500 Mark für die
Zeit vom 1. April bis 1. Oktober für Verheiratete und 1000 Mark
tür Ledige aufgeſtellt worden.



druck der mit einem verſehenen Original Artikel und Driginal Meldungen des
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe daleſge r

Die Ernte in Gefahr
Aus berufener Feder wird uns geſchrieben:
Von allen Seiten, nicht nur aus den Kreiſen der Beſitzer,

kommt die Nachricht, daß von gewiſſen Elementen in unvberant-
wortlicher Weiſe Stimmung für Generalſtreiks während der
Ernte gemacht wird. Dieſe Hetzer verſuchen den Landarbeilern
klar zu machen, daß ſie durch einen Streik in der Ernte jede,
auch die unmöglichſte Lohnforderung durchdrücken könnten, und
erwecken ſo den Anſchein, als wenn ſie nur auf die Beſſerung der
wirtſchaftlichen Lage der Landarbeiter bedacht ſeien. Jn den
weitaus meiſten Fällen ſind dieſe angeblichen Schützer der Land
arbeiter aber gar keine Berufsangehörige, ja oftmals nicht ein
mal Arbeiter, ſondern bezahlte Spitzel, die nur das eine
Intereſſe haben, die Ernte zu ſabotieren und das
ſchwer leidende deutſche Volk und beſonders die Ar
beiterſchaft durch Hunger zur Verzweiflung
zu bringen und in Deutſchland das vollſtändige Chaos herbei-
zuführen, um dann ungeniert im Trüben reichlich und gründlich
fiſchen zu können. Ohne ſich auf den Standpunkt zu ſtellen, daß
Streiks in der Landwirtſchaft unter allen Umſtänden verhindert
werden müſſen, muß man doch ohne weiteres klar darüber ſein,
daß Streiks in der Induſtrie und in der Landwirtſchaft ſo von
Grund aus verſchiedene Wirkungen haben, daß der Streik in der
Landwirtſchaft das letzte und äußerſte Mittel bleiben muß, um
gerechte und anerkannte Forderungen der Arbeitnehmer durchzu
drücken. Beim Streik in der Induſtrie wird faſt immer nur die
Produktion in den betroffenen Zweigen zurückgehen und mehr
oder weniger ſchwere finanzielle Schädigungen eintreten laſſen,
während wertvolle Rohſtoffe nur in Ausnahmefällen reſtlos ver
vichtet werden. Ein Streik in der Landwirtſchaft
dagegen wird immer die unwiederbringliche, völlige Ver
nichtung mehr oder weniger großer Mengen des wichtigſten
Materials, das es zurzeit für das deutſche Volk gibt, nämlich von
Nahrungsmitteln zur Folge haben. Dadurch werden
nicht in erſter Linie die betroffenen Landwirte, ſondern das
geſamte deutſche Volk und vor allen Dingen die minderbemittelte
Bevölkerung auf das ſchwerſte geſchädigt, denn darüber ſind wir
uns wohl alle klar, daß nur die auf deutſchem Boden erzeugten
Nahrungsmittel uns in die Lage verſetzen werden, das deutſche
Volk zu angemeſſenen Preiſen zu ernähren. Gewiß wird nach
Aufhebung der Blockade die Einfuhr von Nahrungsmitteln pe-
waltig ſteigen, aber wir werden für dieſe Mittel Preiſe bezahlen
müſſen, die für den größten Teil des Volkes unerſchwinglich ſind.
Darum darf die Sicherung der Bergung der Ernte nicht allein
der Landwirtſchaft überlaſſen bleiben, ſondern die Geſamtheit
des Volkes muß daran mitarbeiten, die Ernte, die vielleicht die
beſte wird, die wir in den Kriegsjahren erlebt haben, vor Sabo-
tage durch gewiſſenloſe Hetzer oder unvernünftige, durch Lug und
Trug auf falſche Bahnen geführte Arbeiter zu ſchützen. Unter
den Arbeitgebern gibt es ebenſogut Einſichtsloſe wie unter den
Arbeitnehmern. Die geſetzlichen Beſtimmungen über Bildung
von Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-Verbänden, über Schlich-
tungsausſchüſſe und Spruchkammern bieten die Möglichkeit,
beiden Teilen zu ihren Rechten zu verhelfen. Tarifverträge, die
auf geſetzlichem Wege zwiſchen den berufenen Organiſationen zu
ſtande gekommen ſind, müſſen unbedingt von beiden Parteien
eingehalten werden. Durch einſeitigen Tarifbruch ausgebrochene
Streiks müſſen daher unter allen Umſtänden, beſonders während
der Ernte, mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln bekämpft
werden, denn es handelt ſich um das leibliche Wohl der Geſamt-
heit unſeres Volkes. Darum dürfen die Arbeits
willigen in derartigen Fällen auch nicht als Streikbrecher an
geſehen werden, ſondern ſie müſſen im äußerſten Notfalle
ſogar durch die Machtmittel des Staates geſchüntz t werden.

Induſtrie, Handel, Hancdwerk
Geraer Aktienbierbrauerei zu Tinz bei Gera. Die Geſell

ſchaft beruft eine außerordentliche Generalverſammlung auf den
15. Juli ein mit folgender Tagesordnung: Beſchlußfaſſung über
Genehmigung des Vertrages mit der Altenburger
Aktien- Brauerei zu Altenburg S. A. wegen Ueber
tragung des Vermögens der Geraer Aktienbierbrauerei zu Tinz
bei Gera als Ganzes an die Altenburger AktienBrauerei gegen
Rückgabe von 112 500 Mk. Aktien (375 Stück zu je 800 Mk.) der
Tingzer Brauerei an dieſe und gegen Gewährung von 300 000 Mk.
Aktien (250 Stück zu je 1200 Mk.) der Altenburger Brauerei
gegen 300 000 Mk. (1000 Stück zu je 300 Mk.) der Tinzer
Brauerei unter Ausſchluß der Liquidation der Tingzer Brauerei.

Genthiner Kleinbahn Akt.Geſ. zu Genthin. Die außer
ordentliche Generalverſammlung am 30. Juli ſoll Beſchluß faſſen
über die Erhöhung des Aktienkapitals um 1815 000
Mark für den Bau einer Kleinbahn von Güſen nach Jerichow.

Währungsbeſtimmungen für die Frachtberechnung im Ver-
kehr mit dem Auslande. Die Handelskammer zu Berlin hatte
vor einiger Zeit Vorſtellungen gegen die durch Bekanntmachung
vom 16. März 1916 eingeführte Art der Frachtberechnung im
Verkehr mit dem Auslande erhoben. Wie nunmehr der Handels
kammer mitgeteilt worden iſt, hat die Eiſenbahnverwal-
tung dieſe Beſtimmungen aufgehoben. Jnfolgedeſſen
erfolgt im Verkehr mit den nordiſchen Ländern und den Nieder
landen bei Wagenladungen Erſtattung des Unterſchiedes zwiſchen
dem deutſchen Frachtanteil aus der tatſächlich in ausländiſcher
Währung bezahlten Fracht und dem Frachtanteil, der den
deutſchen Bahnen in deutſcher Währung zuſteht. Jm Verkehr
mit der Schweiz ſind ſämtliche Sendungen auf Umbehandlung
an der Grenze verwieſen worden. Weiteren Aufſchluß über die
Einzelheiten des Berechnungsverfahrens gibt das Verkehrs
bureau der Handelskammer, Berlin C. 2, Kloſterſtraße 41.

Die ſchwierige Lage der Kruppwerke. Ueber die ſchwierige
Lage der Friedr. Krupp A.G. berichtet die Direktion in der
neuen Nummer der „Kruppſchen Mitteilungen“, daß die Folgen
des Rohmaterialienausfalls ſich in zunehmendem Maße bemerk-
bar machen und die Beſchaffung von Arbeit für die Bearbei-
tungswerkſtätten immer ſchwieriger werde. Bei aller Mühe, die
fich die Geſchäftsleitung gegeben hat, neue Gebiete aufzunehmen,
kann ſie jedoch die Befürchtung nicht unterdrücken, daß die Auf
gabe, für alle Arbeiter Arbeit zu beſchaffen, unter den gegen
wärtigen Umſtänden geradezu unlösbar werde. Abgeſehen von
dem Ausfall des für die Firma bedeutſamen Auslandsgeſchäfts
ſchrumpft auch das Jnlandsgeſchäft in Kriegsmaterial, ſofern
ſolches überhaupt noch erzeugt werden darf, auf eine kaum
nennenswerte Menge zuſammen. Die Beſtrebungen der Ver-
waltung, den Angeſtellten und Arbeitern in möglichſt wenig ein-
geſchränkter Zahl weiter Beſchäftigung zu beſchaffen, könnte vei
dem außerordentlich verſtärkten Wettbewerb im Jn- und Aus
lande nur bei äußerſter Koſtenerſparnis Erfolg haben.

Stahlwerksverband. Bezüglich Aenderung des Stahlwerks-
verbandes iſt zunächſt beabſichtigt, die rheiniſch- weſtfäliſchen
Werke zu einem Verband wieder zuſammenzuſchließen unter
Einbeziehung der benachbarten hannoverſchen Werke,
der Maximilianshütte und der Siegerländer
Werke. Mit den übrigen Gruppen ſollen evtl. Kartellverträge
geſchloſſen werden.

Vorbereitungen zur Kaffee-Cinfuhr. Der KaffeeEinfuhr
verein fordert anläßlich der Aufhebung der Blockade auf, An
träge zur Bewilligung der Kaffee Einfuhr in beſchränktem Um
fange einzureichen. Berückſichtigt werden nur Feſt
offenen an Preiſen die den ä ange

t

meſſen ſind, jedoch haben Angebote mit einjähriger Zahlungsfriſt
den Vorzug.

Wahrnehmung deutſcher Intereſſen in der Tſchechoſlowakei
und Ungarn. Aus dem jüngſt erlaſſenen tſchechoſlowakiſſchen
Finanzgeſetz iſt hervorzuheben, daß das bewegliche Ver
mögen und die nicht hypothekariſch geſicherten
irre auch der deutſchen Reichsange

örigen, ſoweit ſich Vermögen oder Forderungen in der
Tſchechoſlowakei befinden, bis zum 81. Juli 1919 bei
einem Notar in Prag oder bei den Steuerämtern der anderen
in Frage kommenden Orte angemeldet werden muß. Auch
der Schuldner kann die Forderungen anmelden. Alle nicht bis
zum 31. Juli angemeldeten Forderungen verfallen zugunſten des
Stagtes. Deutſche Beſitzer ungariſcher Staats
papiere werden darauf hingewieſen, daß ſich für diejenigen
ungariſchen Wertpapiere (ungariſche Staals- und ſtaatlich garan
tierte Anleihen), für die die deutſchen Jnhaber der Schutz ver
einigung der deutſchen Eigentümer von ungariſchen Staats
und ſtaatlich garantierten Anleihen als Mitglieder beigetreten
ſind, eine Anmeldung beim Reichskommiſſar zur Erörte
rung von Gewalttätigkeiten gegen deutſche Zivilperſonen er
übrigt, da die Shhutzvereinigung in dauernder Verbindung mit
dem Reichskommiſſar arbeite.

Die künftigen deutſch- polniſchen Handelsbeziehungen. Unſere
derzeitigen Beziehungen zu Polen, die man ſchwerlich als freund
liche bezeichnen kann, laſſen wohl keine zu günſtige Ausſich'en
für die ſpäteren Handelsbeziehungen mit unſerem neuen öſt
lichen Nachbar zu. Auch werden vorausſichtlich die finanziell
zum mindeſten gänzlich ungeklärten Verhältniſſe den deutſchen
Kaufmann zur größten Vorſicht im Handel mit dem neuen Staat
veranlaſſen. Jntereſſant iſt unter dieſen Umſtänden die Grün-
dung eines Unternehmens, das ſich ein Plan, der übrigens
noch vor Friedensſchluß von deutſcher Seite bereits öfters ange
führt worden iſt den „Einkauf und Weitervertrieb von Waren
aller Art im Vereich des polniſchen Volksſtaates hauptſächlich zur
Vornahme von Kompenſationen für die von den Geſellſchaftern
vorzunehmenden Exportgeſchäfte“ zur Aufgabe macht. Die neue
Geſellſchaft, die mit einem Kapital von 300 000 M. unter dem
Namen Deutſch-Polniſche Handels geſellſchaft
m. b. H. in Berlin gegründet worden iſt, wird ſich hoffentlich dieſer
Schwierigkeiten bewußt ſein.

Gelellſchafts- Abſchlüſſe
Phönix, Akt -Geſ. für Braunkohlenverwertung Berlin. Die

Geſellſchaft erzielte im Geſchäftsjahr 1918/19 nach Abſchreibun-
gen von 758 641 (679 135) einſchl. Vortrag aus dem Vorjahr
einen Reingewinn von 423 968 (566 681) M. Hieraus ſoll eine
Dividende von 5 (6) v. H. zur Verteilung gelangen und 117
(42 612) M. auf neue Rechnung vorgetragen werden. Ueber den
Verlauf des verfloſſenen Geſchäftsjahres macht die Verwaltung
in ihrem Rechenſchaftsbericht u. a. folgende Mitteilungen: Durch
die politiſche Umwälzung im November 1918, durch die plötzliche
Entziehung der Kriegsgefangenen im Dezember 1918, der ein
dreiwöchiger Streik der letzteren vorausging, und ſchließlich durch
die unvermittelte erzwungene Einführung des 8-Stunden-“
Arbeitstages, die für unſer Werk eine tägliche
von 2 Stunden bedeutete, litten wir vorübergehend ſehr ſtar
unter Arbeitermangel. Wir überwanden ihn ziemlich ſchnell,
mußten aber die Zahl unſerer Belegſchaft ganz bedeutend er-
höhen, da neben der verkürzten Arbeitszeit, die gegen früher um
mehr als die Hälfte zurückgegangene Leiſtung auszugleichen
war. Wir haben deshalb, trotzdem wir faſt Friedensproduktion
erzielten, und die Abſchreibngen nur mäßig, entſprechend dem
größeren Verſchleiß, erhöhten, eine Dividende von 5 v. H. gegen
über 6 v. H. im Vorjahre nur dadurch vorchlagen können, daß der
Vortrag aus dem Vorjahre bis auf einen verſchwindenden Reſt
mit verwendet werden ſoll.

Berliner Börlenberichte
Börſenſtimmungsbild. Jm hieſigen Börſenverkehr brat als

weſentlichſte Erſcheinung die Feſtigkeit am Markte für Kriegs
anleihe und für Schiffahrtswerte hervor. Kriegsanleihe, die vor
börslich mit 81 notierte, eröffnete dann zu 8034 und behauptete
bei leichten Schwankungen dieſen Preis Rech feſt en auch
Schatzanweiſungen und im Gefolge hiervon alte heimiſche An
leihen bei allerdings nicht einheitlicher Preisgeſtaltung. Lebhaft
ging es auch bei den Schiffahrtswerten her, wo angeblich große
Hamburger Käufe die meiſten Schiffahrtswerte bis über 2,
burgSüdamerikaner bis 4, Hanſa in vaſchen Sprüngen ſogar
um 10 Prozent hoben. Stiller ging es auf dem Montanmarkte bei
uneinheitlicher Kursbildung her. Recht feſt bagen hier Hohen-
lohe und Laurahütta. Farbwerte mußten ſich überwiegend Ab-ſchwächungen gefallen daſſen. In ausländiſchen Bankaktien iſt
das Geſchäft gleichfalls ruhiger. Die Kurſe bröckelten hier leicht
ab. 4 Prozent höher notierte Türkiſcher Tabak. Von ſonſtigen
Werten iſt nichts weſentliches zu berichten. Petroleum und Kolo
nialwerte waren wenig verändert. Später, mit Ausnahme der
beiden eingangs erwähnten Märkte, war allgemeine Geſchäfts
ſtille vorherrſchend. Die Kursſchwankungen waren jedenfalls
unerheblich. Oeſterreichiſche und ungarkſche Renten zeigben eiwas
feſtere Haltung.

Im freien Verkehr wurden nichtamtlich ermittelt
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Produktenbericht. Die ſtarken Regenfälle der letzten Tage
n am n vielfach Lagerung verurſacht, und man wünſcht

auf dem La jetzt a ein trockenes, ſonnigeres Wetter, da
mit das Korn gut ausvreiſen kann. Jn der Geſchäftsſtille hat ſich
nichts geändert. Von Saatlupinen bleiben große Mengen übrig
bei niedrigeren Preiſen. Bei Serradella hat ſich an der Preis
S e ehe Seelen je da her lenift iger ildung je nach denverſchieden ab.

in Sachſew
t. Quedlinburg, 14. Juli. (Niedrigere Steuerſätze)

Die ſtädtiſchen Körperſchaften haben beſchloſſen, das Notgeſetz
über die Gemeindebeſteuerung in vollem Umfange zur Anwen-
zu bringen. Einkommen bis 1500 Mk. ſind völlig ſteuerfrei, bei
Einkommen bis 3900 Mk. wird ein prozentual gegen die ſtaat-
lichen Sätze abfallender Tarif erhoben. Bei Einkommen bis
6500 Mk. verbleibt es bei den ſtaatlichen Sätzen. Der 163 090
Mark betragende Steuerausfall ſoll durch höhere Heranziehung
der 6500 Mk. überſteigenden Einkommen ausgeglichen werden.
Zur Herſtellung von Wohnungen kaben die ſtädtiſchen Kollegien
bis jetzt 1 750 000 Mk. bereitgeſtellt,

I. Zerbſt, 14. Juli. (Wiederaufleben der Ferkel-
märkte.) Der anhalt. Viehhandelsverband hat ſehr ſchnell er-
kennen müſſen, daß er mit den vor drei Wochen eingeführten
Richtpreiſen für Ferkel und Läuferſchweine nur dem Wucher
und dem Schieberkum Vorſchub leiſtete und die Ware ſofort vom
öffentlichen Markt verſchwand; hintenherum wurden die Züchter
ihre Tiere ebenfalls zu höchſten Preiſen los. Der Viehhandels-
verband hat die Richtpreiſe wieder aufgehoben, infolgedeſſen
eigte ſich hier auf dem Sonnabend Ferkelmarkte, der zwei

ochen lang völlig verödet gelegen hatte, wieder das gewohnte
lebhafte Geiriebe. Es waren etwa 210 Tiere zum Verkauf ge
ſtellt, die zum Preiſe von 60 bis 210 Mark das Stück ſchnell Ab-
nehmer fanden. Die Preiſe ſind erheblich niedriger als im Vor-
monat.

1. Genthin, 14. Juli. Eine allgemeine Kreis
Schafausſtellung) hatte der Schafzuchtverein des Kreiſes
Jerichow II hier im „Schützenhauſe“ veranſtaltet. Die Schaf
zucht, die in unſerem Kreiſe während der letzten Friedensjahre
ſtark zurückgegangen war, hat in den Kriegsjahren wieder einen
lebhaften Aufſchwung erfahren, ſo daß die Beſucher der Aus-
ſtellung einen ungefähren Eindruck bekamen von dem gegen
wärtigen Stand der Schafzucht, die volkswirtſchaftlich von großer
Bedeutung iſt. Nach der Eröffnung der Ausſtellung fand eine
Auszeichnung der Schafmeiſter und eine Prämiierung der beſten
Tiere ſtatt. Eine Jährlings- und Fohlenſchau hielt die Pferde-
zuchtgenoſſenſchaft Fiſchbeck und Umgegend in Fiſchbeck ab. Ver-
bunden war mit der Schau die diesjährige Stutenkörung. Das
Zuchtziel der Genoſſenſchaft iſt ſchweres Halbblut.

l. Genthin, 13. Juli. (Ein großer Waldbrand) ent
ſtand auf bisher noch unaufgeklärte Weiſe in der Parchener
Rittergutsforſt zwiſchen Fienerode und Wiechenberg. Vernichtet
wurden etwa 100 Morgen zwanzigjähriger Beſtand.

1. Genthin, 18. Juli. (Erwiſcht) wurde der Dieb, der ſeit
längerer Zeit die Lebensmittelniederlage des hieſigen Reichswehr-
PionierBataillons Nr. 25 fortgeſetzt beſtohlen hat. Es handelt
ſich um einen Unteroffizier des Bataillons, der die erheblichen
Mengen Lebensmittel dann zu Schieberpreiſen weiterverkauft hat.

R. Deſſau, 14. Juli. (Einwoh nerwehr.) Der Ge
meinderat bewilligte geſtern, nachdem ihn die Frage in drei
Sitzungen beſchäftigt hatte, die Koſten für die Einwohnerwehr.
Die Hälfte der 100 000 Mk. betragenden Summe ſchießt der Staat
zu. Die Sozialdemokraten ſtimmten für die Wehr, machten aber
zur Bedingung, daß ſie nur zum Schutze von Leben und Eigen
kum der Bürger in den dringendſten Fällen und nur aus Per-
ſonen gebildet werde, die für die jetzige Regierung einzuſtehen
gewillt ſind; Regaktionäre von rechts und links (Unabhängige)
müßten ausgeſchloſſen bleiben. Auch die Demokraten traten für

die Wehr ein. ß1. Großalsleben, 14. Juli. (Der neue Bürgermeiſter
Der ſeit längeren Jahren in hieſiger Gemeinde tätige Lehrer
Ernſt Schütze, ein Sohn des Klempnermeiſters Schütze in Zerbſt,
iſt zum Bürgermeiſter von Großalsleben gewählt und vom anhal-
tiſchen Staatsrat als ſolcher beſtätigt worden.

H. Sporkborichte
Die 36. Oberrheiniſche Ruder-Regatta in Mannheim ging

auf dem Neckar am Sonntag vor etwa 30--40 000 Zuſchauern vor
ſich. Trotz der Verkehrsſchwierigkeiten hatten ſich Frankfurter,
Breslauer, Heidelberger, Stuttgarter, Heilbronner und Würz-
burger Vereine von auswärts eingefunden. Die Frankfurter und
Mannheimer Vereine waren beſonders erfolgreich mit je vier
Siegen. Wratislawia Breslau war durch den deutſchen Meiſter
Stahnke vertreten, der den SeniorEiner gewann. Auch der
Doppelzweier fiel an WratislaviaBreslau. Den erſten Vierer
ewann die Frankfurter R. G. Germania gegen AmicitiaMann-
eim und den Junior-Vierer der Mannheimer R. C. 1875.

Moretto iſt im Großen PrüfungsPreis zu Grunewald ſo
nie brochen, daß er ſeine Rennlaufbahn beendet hatt 237 zugeführt werden ſoll. Für die Herren von

Weinberg gewann der OrbySohn rund 73 000 M., während er
für ſeine ſpätere Beſitzerin Frau P. Liebenthal noch etwa 12 000
Mark auf der Hindernisbahn verdienen konnte.

Der Stall Haniel hat durch den Sieg von Eckſtein im Großen
Preis von Berlin bereits das vierte Hunderttauſend über
ſchritten und ſteht mit 483 250 M. bei weitem an der Spitze der
erfolgreichen Flachrennſtälle. Eckſtein allein gewann 143 500 M.

Hauptſchriftleiter: Helmut Böttcher.
Verantwortlich für Politik: Helmut Böttcher; für Volkswirtſchaft und
Sport: i. V.: Helmut Böttcher für den geſamten übrigen redaktionellen

Teil: Adolf Meyer.
Anzeigenteil: i. V.: Kurt Steinh a ſämtlich in Halle a. S.

Verlag und Druck der Halleſchen Zeitung Otto Thiele Halle a S,
Verlagsdirektor Robert Poetzſch. (Verreiſt).

Stadttheater
Dienstag, den 15. Juli 1919

Anfang 7, Uhr. Ende 10 Vhr.
Der Ring des Nihbelungen.

Vorabend:

Das Rheingroldi
von Richard Wagner.

Gaäste:
Kapellmeister Fritz Reiner, Dresden
Eriodrich Plaschke. Kammorsänger, Dresden.
Fritz Vogelstrom, Kammersänger, Dresden
Ernst Possony., Leipzig, Engen Albert, Leipzig
Georg Zottmayr, Kammersänger, Dresden
Hans Müller, Leipzig
Frieda Schreiber, Kammersängerin, Leipzig.

Mittwoch. den 16. Juli 1919
Anfang 7, Uhr. Ende nach 10 Vhr.
Stein unter Steinen.Schauspiel von Hermann Sudermann.

Donneratag: Anfang 6 Uhr. Die Walkure
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